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So schnell hat sich der Handel noch 
nie verändert: Nach der Umsatzex-

plosion der Discounter und erfolgreichen 
Auftritten immer neuer Textilketten – um 
nur einiges zu nennen – krempelt jetzt 
das Online-Geschäft viele Bereiche stark 
um. Das gilt für alle Teilbranchen und 
schließt den Groß- und Außenhandel 
mit ein. 

Ein scharfer Wettbe-
werb, der mit star-
kem Preis- und 
Kostendruck auf 
die Verdrängung 
der Konkurrenz 
ausgerichtet ist, 
prägt insbesondere den Ein-
zel- und Versandhandel. Hier 
gemeinsam dafür 
zu sorgen, dass 
die Beschäftig-
ten nicht unter 
die Räder kom-
men, sondern in 
ihrer Arbeit respektiert und angemessen 
bezahlt werden, dafür steht ver.di im 
Handel. Wichtig sind existenzsichernde 
Einkommen. Aktuell geht es um neue 
tarifliche Entgeltstrukturen. Es geht da-

rum, wie Tätigkeiten und Qualifikatio-
nen bewertet und eingruppiert werden 
– und somit letztlich auch um Geld.

Die Tarifverträge sollen einfacher, 
leichter handhabbar und besser werden.

Gewerkschaft und Arbeitgeber hatten 
sich in der Tarifrunde 2013 darauf ver-
ständigt, die in Teilen veralteten Tarif-

verträge zu erneuern. Wegfallen 
soll u.a. die Unterscheidung 

nach Lohn und Gehalt. 
Noch in diesem Jahr 

wird intensiv verhan-
delt. Thema ist auch 
der demografische 

Wandel. Wichtig ist 
aus Sicht von ver.di 
eine an unterschiedli-
che Lebensphasen 
angepasste Arbeits-
zeitgestaltung. Bei-
spielsweise bei Kin-
derbetreuung, Pfle-
ge von Angehöri-

gen und beruflicher Weiterbildung. 
Gesunde, gute Arbeit für Jung und Alt, 
das ist das gewerkschaftliche Ziel. 

»Wir wollen zukunftsfähige Tarifver-
träge durchsetzen, die den hohen Wert 

der Arbeit im Einzelhandel anerkennen«, 
so ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ste-
fanie Nutzenberger Ende Juni bei einer 
Fachtagung »Entgeltstrukturen« in Göt-
tingen. »Egal an welcher Stelle, die Be-
schäftigten leisten eine für die Gesell-
schaft wertvolle und unverzichtbare 
Arbeit. Dafür haben sie Respekt und 
auch materielle Anerkennung verdient.«

»Unsere Arbeit ist wertvoll«

An der Tagung nahmen ver.di-Mitglieder 
aus allen großen Unternehmen der Bran-
che teil. Vertreten waren Betriebsrats-
mitglieder und Delegierte aus vielen 
regionalen Tarifkommissionen. In den 
zweitägigen Diskussionen waren sie sich 
über wesentliche Fragen einig:
•	 Die anstehende Tarifreform muss die 
vielfach gestiegenen Anforderungen der 
Arbeitgeber berücksichtigen.
•	 Eine neue Entgeltstruktur soll diskri-
minierungsfrei sein und darf nicht zu 
Verschlechterungen führen.
•	 Eine Eingruppierung wie in den jet-
zigen Tarifverträgen nach »überwie-
gender Tätigkeit« muss klaren Beschrei-

Moment Mal!H
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Wir handeln, unsere
Tarifverträge schützen

Das Klagelied der Arbeitgeber im 
Handel ist altbekannt. Angeblich 

wüssten die Bewerberinnen und Bewer-
ber immer weniger, von fehlender Aus-
bildungsfähigkeit ist oft die Rede. Fragt 
man Auszubildende, wie der DGB das 
für einen Sonderreport getan hat, ergibt 
sich ein ganz an-
deres Bild: fehlen
de Ausbildungs-
pläne und die 
Ausbeutung von 
Azubis als billige 
Arbeitskräfte sind 
an der Tagesord-
nung. Es wird al-
lerhöchste Zeit 
für ein Umschwenken der Arbeitgeber. 
Die Qualität der Ausbildung im Handel 
muss steigen, wenn es in diesem Bereich 
weiter ausreichend Fachkräfte geben 
soll. Dass einige der großen Handels-
konzerne beginnen, die Zeichen des 
knapper werdenden Nachwuchses zu 
erkennen, zeigt sich an einigen guten, 
von ver.di mitvorangebrachten Gesamt-
betriebsvereinbarungen zur Übernahme 
von Auszubildenden. Wir werden als 
Gewerkschaft weiter daran arbeiten, 
dass solche sinnvollen Regelungen im 
Handel ebenso obligatorisch werden wie 
eine qualitativ hochwertige Ausbildung!

F r a n z i s k a  F o u l l o n g  

i s t  J u g e n d s e k r e t ä r i n  i m 

v e r . d i - F a c h b e r e i c h  H a n d e l 

Der Beginn einer Ausbildung bedeu-
tet für alle Jugendlichen einen deut-

lichen Einschnitt im Leben. Gut, wenn 
es zum Einstieg kompaktes Material gibt, 
das die Neu-Auszubildenden über ihre 
Rechte und Möglichkeiten zum Enga-
gement informiert. 

»Im Handel organisieren oft die Ge-
schäftsleitungen vor Ort Begrüßungs-
veranstaltungen für die Azubis, bei 
denen die Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen sich dann auch üblicher-
weise vorstellen«, berichtet Franziska 
Foullong, die ver.di-Jugendsekretärin im 

zogenen Themen 
sowie ein paar klei-
ne Geschenke. Der/
die Jugendsekretär 
vor Ort oder auch 
Franziska Foullong 
selbst legen dieser 

Begrüßungsmappe in aller Regel auch 
noch ein Anschreiben bei. »Das mache 
ich vor allem bei Betrieben, in denen 
sehr viele Azubis von unseren Angebo-
ten erreicht werden. So hat etwa der 
Netto-Betriebsrat in Süddeutschland von 
mir ein Anschreiben an die Azubis er-
halten, denn er betreut mehr als 100 
Filialen in zwei Bundesländern mit der 
entsprechenden Zahl an neuen Auszu-
bildenden.«� g g

Fachbereich Han-
del. Die JAVen prä-
sentieren dabei nicht nur sich 
selbst und ihre Aufgaben, sondern eben-
falls ver.di. Auch viele Betriebsratsmit-
glieder geben den »Neuen« zum Start 
den Tipp, sich in ver.di zu organisieren, 
um sich gemeinsam für bessere Ausbil-
dung und die Übernahme danach zu 
organisieren. 

»Es ist üblich, dass wir die Betriebsräte 
und JAVen zuvor mit ver.di-Jugendma-
terialien versorgen.« Dazu gehören Flyer 
zu den verschiedensten ausbildungsbe-

Neu am Start

Fortsetzung auf Seite 4

Sk  a n d a l  i m  M ö b e l h a u s     Vor fast einem Jahr ist die Filiale der Möbelkette XXXLutz in München von heute auf morgen geschlos-
sen worden. Bis heute kämpfen die 160 Beschäftigten zusammen mit Betriebsrat und ver.di für einen Sozialplan. Das Problem ist die ver-
schachtelte Firmenstruktur: Die Beschäftigten sind bei angeblich eigenständigen Dienstleistern angestellt, die kein Vermögen haben. Am 
20. August ist erneut ein Einigungsversuch gescheitert, weil XXXL-Chef Seifert die zur Diskussion stehende Abfindungssumme weiter 
drücken wollte. Und alle sollten akzeptieren, dass er gar nicht zur Zahlung verpflichtet gewesen wäre. »Völlig unhaltbar«, sagt dazu Dirk 
Nagel von ver.di. »Wir hätten die miesen Praktiken damit salonfähig gemacht!«� Foto: Werner Bachmeier

Schauplatz Tarifaktion: Jugend im Handel� Foto: Thiermeyer

A u s b i l d u n g s b e g i n n  i m  H a n d e l :  J A V e n  u n d  v e r . d i  k ü m m e r n  s ic  h



Lehren aus
der Pleite
Einen Forderungskatalog ehemaliger 
Schlecker-Beschäftigter hat Bundes-
arbeitsministerin Andrea Nahles Mit-
te Juli entgegengenommen. An der 
Übergabe nahmen die ehemalige 
GBR-Vorsitzende Christel Hoffmann, 
ver.di-Vorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger, die Insolvenzexpertin 
Elke Lill, Pfarrer Martin Schwarz und 
ver.di-Landesleiterin Leni Breymaier 
aus Baden-Württemberg teil.
Gefordert wird u.a. ein gesetzlicher 
Anspruch zur Finanzierung von 
Transfergesellschaften. Ab einer be-
stimmten Zahl von Beschäftigten sol-
len eingetragene Kaufleute (e.K.) 
wie Anton Schlecker verpflichtet 
werden, Bilanzen offenzulegen und 
Kontrollorgane zu installieren. Bei 
Filial-Unternehmen und bei einge-
tragenen Kaufleuten muss es in der 
Insolvenz verlängerte Fristen geben. 
Das gilt auch für die Zahlung von In-
solvenzgeld. Und die Verfahrensko-
sten müssen niedriger werden. 

Schlecker

Arbeitshilfe
zu Insolvenz
Eine aktuelle Arbeitshilfe »Insolvenz 
und Arbeitsrecht«, die sich in erster 
Linie an Betriebsräte richtet, ist jetzt 
im Verlag Vahlen erschienen, Auto-

rin ist die Mün-
chener Rechtsan-
wältin Elke Lill. Sie 
war für den Ge-
samtbetriebsrat 
Mitglied im Gläu-
bigerausschuss von 
Schlecker. Die Bro-
schüre beantwor-
tet am Beispiel ei-

ner fiktiven »Maier GmbH« typische 
Fragen, die sich beim Schockerlebnis 
Insolvenz stellen. Sie enthält die 
wichtigsten Begiffe, viele Praxistips, 
Muster von Info-Schreiben, Über-
sichten und Gegenüberstellungen 
von Argumenten, die die Entschei-
dungen von Betriebsräten erleich-
tern. 
ISBN: 978-3-8006-4799-6 – Preis: 
16,90 Euro

Bucht ipp

nehmensleitung überfällig. »Uns geht 
es vorrangig um die Sicherheit der Ar-
beitsplätze und Einkommen aller Be-
schäftigten«, so Karstadt-Experte Arno 
Peukes von ver.di. Auch der Gesamtbe-
triebsrat der Karstadt Warenhaus GmbH 
fordert ein schlüssiges Unternehmens-
konzept sowie Standort- und Beschäf-
tigungsicherung. 	  � AHA 

Rückkehr zur Tarifbindung im Einzelhan-
del gewährleistet sein. 

Nach dem fluchtartigen Abgang von 
Nicolas Berggruen, der u.a. über Lizenz
einnahmen für die Namensrechte viele 
Millionen Euro aus Karstadt herausge-
zogen hat, sich selbst dort aber finan-
ziell nur geringfügig engagierte, ist eine 
seriöse und zukunftsorientierte Unter-

investieren«, so ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Nutzenberger. »Karstadt hat 
Zukunft.« Sie erwartet ein neues Kon-
zept, »das die Arbeitsplätze der Beschäf-
tigten sichert und realistisch aufzeigt, 
wie Geld über die Ladentheke verdient 
werden soll«. Aus gewerkschaftlicher 
Sicht muss auch die tarifliche Standort- 
und Beschäftigungssicherung sowie die 

M it der kompletten Übernahme al-
ler Karstadt-Häuser durch die ös-

terreichische Investmentgruppe Signa 
von René Benko ist Mitte August ein 
neues Kapitel aufgeschlagen worden. 
Seither zirkulieren viele Spekulationen, 
wie es mit den Waren-, Sport- und 
Premium-Häusern konkret weitergehen 
wird. Die Beschäftigten erwarten drin-
gend klare Antworten auf die Frage, was 
kurz- und mittelfristig auf sie zukommt. 
Aufschluss über die Pläne des neuen 
Eigentümers ist von der nächsten Sitzung 
des Aufsichtsrats zu erwarten. Sie soll 
im September stattfinden. Ein genauer 
Termin stand bei Redaktionsschluss noch 
nicht fest. 

Sanierung darf nicht zu Lasten 
der Belegschaften gehen

Im Vorfeld haben Aufsichtsratsmitglieder 
von der »Arbeitnehmerbank« klarge-
stellt, dass die Beschäftigten in den 
letzten Jahren mit rund 700 Millionen 
Euro Lohn- und Gehaltsverzicht die Exi-
stenz von Karstadt gesichert haben: 
»Eine weitere Sanierungsphase darf 
nicht zu Lasten der Belegschaften ge-
hen.« Stefanie Nutzenberger und Arno 
Peukes – beide ver.di – forderten in zahl-
reichen Interviews ein schlüssiges und 
nachhaltiges Zukunftskonzept für die 
Warenhäuser, das von den neuen Eig-
nern mit den notwendigen Investitionen 
ausgestattet wird. 

»Es geht nicht nur darum, Sortimen-
te klüger am jeweils regionalen Markt 
auszurichten und Mitarbeiter einzubin-
den, man muss auch in das Unternehmen 

Karstadt-Beschäftigte bei einer Kundgebung in München
� Foto: Werner Bachmeier
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Einzelhandel

Kurz & Knapp

 Sonntagskultur: Die Thürin-
ger Sonntagsallianz hat die Kandida-
tinnen und Kandidaten für die Land-
tagswahl am 14. September dazu 
aufgerufen, sich in einem »Sonntags-
kontrakt« klar zum freien Sonntag 
zu positionieren.  Solche Kontrakte 
haben bundesweit bereits hunderte 
Politiker/innen unterzeichnet.

 Edeka-Konflikt: Für die Edeka-
Tochter Marktkauf/Ratio hat ver.di 
die Bildung einer Tarifkommission 
angekündigt. Auslöser ist ein Konflikt 
bei Ratio Baunatal (Nordhessen), wo 
Edeka Hessenring sich weigert, den 
Tarifabschluss umzusetzen und die 
40-Stunden-Woche einführen will.

 Solidarität: H&M will mal 
wieder eine BR-Vorsitzende loswer-
den. Ayse B. aus Heilbronn wird 
nicht mehr beschäftigt, obwohl der 
Arbeitgeber dies vor Auslaufen ihres 
befristeten Vertrags zugesagt hatte. 
Unterstützt von ver.di klagt sie auf 
Weiterbeschäftigung und es gibt viel 
Solidarität. Der nächste Gerichtster-
min ist am 11. November. 
http://teamayse.blogsport.eu

»Karstadt hat 
Zukunft«

N a c h  Ei  g e n t ü m e r w e c h s e l  m ü s s e n  n e u e  K o n z e p t e  a u f  d e n  Ti  s c h

E in monatelanges Tauziehen um die 
Verlagsgruppe Weltbild ist Anfang 

August beendet worden. Mit der Droege 
Group sei ein Investor gefunden worden, 
»der an der Nachhaltigkeit des Unter-
nehmens interessiert ist«, so ver.di-Ex-
perte Thomas Gürlebeck. Einen schnel-
len Weiterverkauf habe der Neueinstei-
ger ausgeschlossen. 

Weltbild, das jahrzehntelang der ka-
tholischen Kirche gehört hat, hatte im 
Januar Insolvenz angemeldet. Zuletzt 
scheiterten Verhandlungen mit der Fi-
nanzgesellschaft Paragon, weil deren 
Forderungen nach Aussage von Timm 

Boßmann, ver.di-Betriebsgruppenspre-
cher und Konzernbetriebsratsvorsitzen-
der, »immer dreister« geworden waren. 
Verlangt wurde u.a. ein massiver Perso-
nalabbau, um Weltbild nach nur zwei 
Jahren mit hohem Profit weiterverkaufen 
zu können. Dies konnte vereitelt werden. 

Aktionen der Beschäftigten
und viel Solidarität

Mit Aktionen und viel Solidarität haben 
die Beschäftigten einen wesentlichen 
Beitrag dazu geleistet, dass knapp 1.000 
Arbeitsplätze bei Weltbild und weitere 

fast 1.500 Arbeitsplätze in den Filialen 
von Weltbild plus gerettet und gesichert 
worden sind.

Insolvenzverwalter Geiwitz wird jetzt 
zusammen mit der Droege Group die 
Verlagsgruppe Weltbild in ein Gemein-
schaftsunternehmen umwandeln und 
zunächst noch 40 Prozent daran halten. 

Bisher haben im Rahmen der Insolvenz 
über 600 Beschäftigte der Verlagsgrup-
pe Weltbild ihren Job verloren, die über-
wiegende Mehrheit ist in die Transfer-
gesellschaft »GeDiS« gewechselt. Sie 
erhalten den ersten Teil ihrer Abfindun-
gen am 1. Oktober 2014. Die zweite 

Hälfte wird mit dem Ausscheiden aus 
der Transfergesellschaft gezahlt. Wich-
tig: Tarifvertraglich ist festgelegt, dass 
die Gelder ungekürzt zur Auszahlung 
kommen. Geregelt wird das über ein 
Treuhandmodell, das von den Alt-Ge-
sellschaftern finanziert ist. � AHA 

Bei Weltbild ist Land in Sicht

hinzukommen, wie am 23. und 24. 
August in Kassel bei einem Amazon-
Vernetzungstreffen von ver.di-Aktiven 
besprochen wurde.

Etwa 500 Beschäftigte beteiligten sich 
Anfang Juni am ersten Streik in Rhein-
berg, weil die Geschäftsführung sich 
einem Tarifvertrag verweigert. Etwa 200 

traten der Gewerkschaft bei. Silke Zim-
mer, ver.di-Verhandlungsführerin in 
NRW, forderte inzwischen auch Amazon 
in Werne auf, Verhandlungen über ta-
riflich geschützte Einkommens- und Ar
beitsbedingungen aufzunehmen. ver.di 
behält sich den Einsatz aller gewerk-
schaftlichen Mittel vor, falls Amazon 
die Gesprächsaufnahme ablehnt. In 
Koblenz ist jetzt ebenfalls eine ver.di-Ta-
rifkommission gewählt worden. 

Bald Streiks auch in
weiteren Versandzentren?

Auch die internationale Vernetzung ist 
ein wichtiges Signal an Amazon. Anfang 
Juli berieten in Berlin die Gewerkschaf-
ten OSPO (Tschechische Republik), So-
lidarnosc (Polen), GMB (Großbritannien), 
Teamsters (USA) und ver.di. Im August 
kündigte der Internationale Transport-
arbeiter-Verbund ITF Solidaritätsakti-
onen für die Amazon-Beschätigten an. 
Während Amazon direkte tarifliche 
Fortschritte noch blockieren will und 
kann, verhält sich dies auf dem Feld der 
Mitbestimmung anders. So wurde in 
Brieselang bei Berlin acht Monate nach 

M it dem Versandzentrum Rhein-
berg am Niederrhein hat ver.di 

weitere Beschäftigte in den Arbeits-
kampf für einen Tarifvertrag auf Ein-
zelhandelsniveau einbezogen. Nach 
Bad Hersfeld, Leipzig und Graben bei 
Augsburg handelt es sich um den 
vierten Streikstandort. Weitere sollen 

Eröffnung ein Betriebsrat gewählt. Am 
besten schnitt die ver.di-Liste ab. 

Erfolge gibt es auch auf einem ande-
ren Gebiet: In Bad Hersfeld konnte der 
Betriebsrat mit ver.di gerichtlich durch-
setzen, dass ein Aufsichtsrat nach dem 
Mitbestimmungsgesetz eingerichtet 
wird. ver.di-Vertreter/innen an der Seite 
von sechs Beschäftigten sind in diesem 
Gremium Mechthild Middecke und  Hei-
ner Reimann.

Wie an anderen Standorten hatte der 
Online-Händler ursprünglich versucht, 
Aufsichtsräte nach dem »Drittelbeteili-
gungsgesetz« einzurichten. Dort sind 
die Anteilseigner mit einer Zwei-Drit-
tel-Mehrheit gegenüber Beschäftigten 
(ohne Gewerkschaft) deutlich im Vorteil. 
Bei über 2.000 Mitarbeiter/innen kommt 
jedoch das weiter reichende Mitbestim-
mungsgesetz zur Anwendung, was ver.di 
gegenwärtig auch in Koblenz, Graben, 
Rheinberg und Leipzig gerichtlich regeln 
lassen möchte.

Im Konflikt mit Amazon stehen inzwi-
schen auch viele Autorinnen und Auto-
ren. Am 15. August wurde ein Offener 
Brief an Amazon veröffentlicht, in dem 
gegen unfaire Geschäftspraktiken pro-
testiert wird.

 � A n d r e a s  H a m a n n

vs.verdi.de/projekte/amazon
amazon-verdi.deBeschäftigte in Rheinberg: Die Tarifmauer muss weg� Foto: H. Henke

»Wir sind alle Weltbild« 
� Foto: ver.di

T a r i f b e w e g u n g  b e i m  f ü h r e n d e n  O n l i n e - H ä n d l e r  v e r b r e i t e r t  s ic  h

Amazon noch stur

Jetzt Betriebsrat 
bei Zalando
Beim Online-Händler Zalando ist im 
August der erste Betriebsrat an einem 
großen Standort gewählt worden. In 
der Niederlassung im brandenbur-
gischen Brieselang, wo knapp 1.200 
Beschäftigte arbeiten, sind von den 
15 Mitgliedern des Gremiums elf  
ver.di-Mitglieder. Zu den wichtigsten 
Aufgaben des Betriebsrates wird es 
gehören, die hohe Zahl der Befri-
stungen einzugrenzen.

Rechtliche Schritte prüft ver.di nach 
Angaben von Stefan Najda vom Bun-
desfachbereich Handel gegen das of-
fenbar rechtswidrige Zustandekom-
men eines Zalando-Aufsichtsrates. 
Für den Wechsel in eine internatio-
nale Aktiengesellschaft – Kürzel: SE – 
ist dieses Gremium an den meisten 
Beschäftigten vorbei und ohne kor-
rekte Wahl gebildet worden. Die An-
teilseigner haben darin eine Zwei-
Drittel-Mehrheit, obwohl die Beset-
zung paritätisch sein müsste. 

Online -Handel

N e u e r  I n v e s t o r  s e t z t  a u f  N a c h h a lt i g k e i t
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Kurz & Knapp
 Pharma-Riese: Mit der jetzt 
angekündigten kompletten Über-
nahme des europäischen Phar-
mahändlers Alliance Boots durch den 
US-Konzern Walgreens, die 2015 er-
folgen soll, wird das weltweit größte 
Großhandels- und Vertriebsnetz die-
ser Branche entstehen. Seit 2012 ge-
hören Walgreens 45 Prozent der An-
teile. Bereits 2010 hatte Alliance 
Boots den Pharmagroßhändler 
ANZAG aufgekauft. Seitdem firmiert 
das Unternehmen hierzulande unter 
dem Namen Alliance Healthcare 
Deutschland. Dieser werde sich nicht 
ändern, teilte Anfang August eine 
Unternehmenssprecherin mit. Wie 
weiterhin angekündigt wurde, sollen 
alle europäischen Niederlassungen 
von Alliance Healthcare an ihren 
Standorten bestehen bleiben.

Gross- und 
Aussenhandel

seite Vereinbarungen über einen Inte-
ressenausgleich, Sozialplan und eine 
Vorruhestandsregelung abgeschlossen. 
Dort waren auch die Modalitäten für den 
Wechsel auf frei werdende Stellen in-
nerhalb von Phoenix festgelegt worden. 
Rudi Rainer: »Da haben sich einige beim 
Gehalt deutlich verschlechtert. Doch wir 
konnten aushandeln, dass es zunächst 
bei der alten Eingruppierung bleibt und 
anschließend eine Teilabfindung als Aus-
gleich für die Abgruppierung gezahlt 
wird.« Insgesamt habe der GBR mit Un-
terstützung des IMU-Instituts, durch  
ver.di-Betreuer Siegmar Roder und Rechts
anwalt Mathias Helmke bei Sozialplan 
und Vorruhestandsregelung sehr erfolg-
reich für die Beschäftigten verhandelt.

Etwas weniger gut fiel die Bilanz beim 
Interessenausgleich aus. »Hier haben wir 
uns längst nicht in allen, aber doch in 
einigen wichtigen Punkten durchsetzen 
können«, erklärt der GBR-Vorsitzende. 
Entgegen der Planung des Arbeitgebers 
bleiben statt 8 Kundenservicecentern 
(KSC) nun 10 Standorte erhalten. Auch 
im Bereich Vertriebsinnendienst werden 
weniger Stellen vor Ort gestrichen als 

Der Wegfall von Stellen ist immer 
eine schlechte Nachricht. Wenn al-

lerdings ein seit längerem vom Arbeit-
geber angekündigter Personalabbau 
durch gutes Verhandeln der Arbeit-
nehmervertreter drastisch reduziert wer-
den kann, handelt es sich doch eher um 
eine gute Nachricht. Beim Pharmagroß-
händler Phoenix verlassen im Rahmen 
des Umstrukturierungsprojektes For-
ward faktisch noch rund 65 Beschäftigte 
das Unternehmen; zu Beginn der Ver-
handlungen hatte die Arbeitgeberseite 
von 380 betroffenen Personen an den 
17 deutschen Phoenix-Standorten ge-
sprochen.

Vereinbarungen sorgen
für relative ruhige Stimmung

»Tatsächlich werden nun etwa 20 Be-
schäftigte betriebsbedingt gehen; die 
übrigen zirka 45 Beschäftigten verlassen 
Phoenix mit Aufhebungsverträgen und 
– dank des Sozialplans – sehr guten Ab-
findungen«, sagt Rudi Rainer, der GBR-
Vorsitzende bei Phoenix. Anfang Juni 
hatten Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-

GBR    u n d  v e r . d i  v e r h a n d e lt e n  e r f o l g r e ic  h  i m  Z u g e  d e s  F o r w a r d - P r o j e k t e s

Phoenix: Abbau in Grenzen gehalten

Abschluss in Sicht
H o f f n u n g  a u f  E n t g e lt r e f o r m  i n  B ay e r n  n a c h  l a n g e n  V e r h a n d l u n g e n

Auch im Großhandel gibt es an den Arbeitsplätzen sehr viele unterschiedliche Anforderungen
� Foto: maxoidos /  fotolia.com

vorgesehen. Dagegen wird die im De-
zember 2013 vom Arbeitgeber präsen-
tierte neue Struktur (siehe Handelsbei-
lage 1-14) mit insgesamt acht Regionen 
ebenso umgesetzt wie die Zentralisie-

rung der Rechnungsprüfung und die 
Verringerung der Stammläger.

»Phoenix wird sich durch Forward 
verändern; das ist unübersehbar«, stellt 
Rudi Rainer fest. »Doch wir waren uns 

vom Beginn der Verhandlungen an mit 
dem Arbeitgeber darüber einig, so vie-
le Stellen wie möglich zu erhalten. Der 
durch die gesamte Umstrukturierung 
geplante Ergebnisbeitrag wird bis zum 
Geschäftsjahr 2015/16 erreicht, und das 
trotz der deutlich geringeren Anzahl der 
vom Abbau betroffenen Mitarbeiter.« 
Seit die Vereinbarungen in Kraft sind 
und die Umsetzung der Veränderungen 
gestartet wurden, ist die Stimmung un-
ter den Phoenix-Beschäftigten relativ 
ruhig. Mit Gewissheiten können Men-
schen nun einmal besser leben als mit 
diffusen Ängsten.

Personalwesen teilweise 
im Automatenbetrieb

Allerdings bahnt sich auf einem Gebiet 
letztlich doch Irritierendes an: Das Per-
sonalwesen wird an einigen Stellen auf 
Automatenbetrieb umgestellt. Lohnab-
rechnungen und Urlaubsgenehmi-
gungen holen sich die Beschäftigten dort 
künftig ganz ähnlich wie ihren Bankaus-
zug oder eine Bahnfahrkarte. Wie diese 
Umstellung in der Praxis funktioniert, 
wird die Handelsbeilage demnächst ge-
nauer unter die Lupe nehmen.

G u d r u n  Gi  e s eDas Unternehmen verändert sich� Foto: Phoenix Group

Nach
Gefragt »Tarifflucht bekämpfen«

A n t w o r t e n  v o n  D a n i e l  Zi  m m e r m a n n ,  z u s t ä n d i g  f ü r  d e n  G r o s s -  u n d  A u s s e n h a n d e l  i n  NR  W

und deshalb wurde zwischenzeitlich 
eine Arbeitsgruppe auf Bundesebene 
gebildet, die sich mit dieser Problematik 
beschäftigt. Bisher sind wir 
dabei, alle Facetten des The-
mas zu analysieren.

In Bayern sind die Ver-
handlungen über einen 
Tarifvertrag zur neuen 
Entgeltstruktur im GAH 
weit gediehen. Wie geht 
ihr das Thema an?

Zimmermann:Kommt es 
in Bayern zum Abschluss, 
wird es für uns wichtig, uns entspre-
chend auf Verhandlungen mit den Ar-
beitgebern vorzubereiten. Wir haben 
uns auf verschiedenen Ebenen mit dem 
bayerischen Konzept befasst, sind uns 
aber auch darüber im Klaren, dass es 

Seit Anfang des Jahres leitet Da-
niel Zimmermann im ver.di-Lan-

desbezirk Nordrhein-Westfalen die 
Fachgruppe Groß- und Außenhandel 
(GAH). Der studierte Raumplaner 
engagierte sich lange ehrenamtlich 
unter anderem in der ver.di-Jugend 
seiner Heimatstadt Dortmund, bevor 
er im Sommer 2013 mit der haupt-
amtlichen Gewerkschaftsarbeit im 
Fachbereich Handel begann.

Was bewegt euch im Groß- und Au-
ßenhandel am stärksten?

Daniel Zimmermann: Ein Thema mit 
Zündstoff ist die grassierende Tarifflucht. 
Zunehmend gliedern Unternehmen ihre 
Lager- und Fuhrparkbereiche aus, um 
anschließend in den Logistik-Tarifvertrag 
zu wechseln. Für die Betroffenen ist das 
mit erheblichen Verschlechterungen 

beim Entgelt verbunden. Selbst große 
Unternehmen wie Metro und ihre Toch-
tergesellschaft MLG bilden hier keine 
Ausnahme. Metro hat angekündigt, die 
Lagerstandorte der MLG aus dem Flä-
chentarifvertrag des Groß- und Außen-
handels herauszulösen. Das trifft insbe-
sondere NRW, da hier gleich mehrere 
Standorte betroffen sind. Für die ver.di-
Fachgruppe bedeutet diese Entwicklung 
insgesamt eine erhebliche Schwächung 
der Arbeitskampfbasis. 

Tarifflucht ist aber auch in anderen 
GAH-Landesfachgruppen ein Thema. 
Geht ihr es auch gemeinsam an?

Zimmermann: Ja, auf jeden Fall, denn 
neben dem von Arbeitgebern forcierten 
Wechsel in den Logistiktarif gibt es auch 
Fälle der kompletten Tarifflucht. Das 
alles erfordert strategische Antworten, 

landesspezifische Besonderheiten gibt. 
In NRW haben wir beispielsweise im 
Tarifvertrag eine Allgemeinverbindlich-

keitsregelung für die Ein-
gruppierung. Das heißt, die 
Arbeitgeber sind an diese 
Vorgaben gebunden, was 
für uns ein nicht unwichti-
ges Druckmittel darstellt. 
Steigen wir in Verhandlun-
gen über eine neue Entgelt-
struktur für den GAH in 
NRW ein, wird dieser Punkt 
mit Sicherheit eine Rolle 
spielen, da wir dieses sehr 

gute Instrument der Allgemeinverbind-
lichkeit erhalten möchten. In der nun 
anlaufenden Vorbereitung der Tarifrun-
de 2015 werden wir dies mitdenken 
müssen.� I n t e r vi  e w :  

�G  u d r u n  Gi  e s e

Daniel
Zimmermann

Foto: Fotolia

Plus im  
Außenhandel
Der Außenhandel hat das erste Halb-
jahr mit einem leichten Plus be-
schlossen. Die deutschen Exporte 
sind nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes im ersten Halbjahr ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum no-
minal um 2,4 Prozent auf 558,3 Milli-
arden Euro gestiegen, die Importe 
nahmen um 2,6 Prozent zu und er-
reichten 459 Milliarden Euro. Trotz 
dieser positiven Zahlen hat sich der 
Arbeitgeberverband BGA (Bundes-
verband Großhandel, Außenhandel, 
Dienstleistungen) Anfang August be-
sorgt über die Eskalation im Han-
delsstreit mit Russland und die Aus-
einandersetzungen im Nahen und 
Mittleren Osten geäußert. 

Aussenhandel

Schon acht Jahre verhandelt ver.di 
Bayern mit den Arbeitgebern über 

einen Tarifvertrag zur neuen Ent-
geltstruktur für den bayerischen Groß- 
und Außenhandel (GAH). Ende Septem-
ber könnte es einen Abschluss geben, 
wenn die letzten offenen, aber wichtigen 
Fragen geklärt werden. Am 24. Septem-
ber trifft sich die bayerische ver.di-Tarif-
kommission für die GAH-Beschäftigten, 
um über einen möglichen Abschluss und 
das weitere Vorgehen zu entscheiden.

Kommt der Abschluss zustande, wird 
es künftig nicht mehr Lohn (für Arbeiter) 
und Gehalt (für Angestellte) geben, son-
dern einheitlich für alle Entgelt. In die 
neu geschaffenen Entgeltgruppen sind 
neben der Qualifikation auch weitere 
Arbeitsplatzanforderungen wie soziale, 
psychische, physische und kulturelle 
Fähigkeiten zur Stellenbewertung mit-
eingeflossen (siehe Handelsbeilage 
2-14). Die Struktur wird die Neueingrup-
pierung aller 270.000 GAH-Beschäftig-
ten erfordern. Wer ver.di-Mitglied ist, 
hat dabei einen Informationsvorsprung: 
Sollte der Abschluss unter Dach und Fach 
gebracht werden, bekommen die ver.di-
Mitglieder schon bald darauf per Post 
alle Neuerungen detailliert beschrieben. 
ver.di-Betriebsratsmitglieder werden 
durch Seminare auf die neue Entgelt-
struktur vorbereitet und durch die Um-
stellung begleitet. � g g



tung des DGB-Ausbildungsreports für 
den Handel 2013. Danach fehlten oft 
Ausbildungspläne, stattdessen wurden 
die Azubis als billige Arbeitskräfte miss-
braucht und leisteten oft – eigentlich 
unzulässige – Überstunden. 

Qualität muss 
besser werden

»Die Auswertung zeichnet kein gutes 
Bild der Ausbildungsqualität«, sagt Fran-
ziska Foullong, die Jugendsekretärin im 
ver.di-Fachbereich Handel. Der Report 
illustriere, dass insbesondere angehende 
Fachverkäufer/innen im Lebensmittel-
handwerk ihre Ausbildung schlecht be-
noten. Gerade in diesem Handelssektor 
wird jedoch besonders dringend Nach-
wuchs gesucht. Zumindest am Ende der 
Ausbildung sieht es für viele Azubis im 
Handel inzwischen erheblich besser aus 

Junge Menschen, die sich für eine 
Ausbildung im Handel entscheiden, 

sind ein knappes Gut geworden. So er-
gab etwa eine Branchenumfrage der 
»Lebensmittelzeitung«, dass noch kurz 
vor Beginn des neuen Ausbildungsjahres 
bis zu einem Drittel der ausgeschrie-
benen Lehrstellen unbesetzt waren. 
Gleichzeitig klagen die großen Handels
unternehmen nahezu unisono über 
fehlende Ausbildungsreife. Doch umge-
kehrt sind auch viele der Betroffenen 
nicht mit der Ausbildungsqualität zu-
frieden: Das ergab die Sonderauswer-

als für ihre Vorgänger vor einigen Jahren. 
Die Übernahme in ein reguläres Beschäf-
tigungsverhältnis ist angesichts des 
Nachwuchsmangels nicht mehr hart 
erkämpfter Einzelfall. Bei Ikea, real,-, 
Kaufhof und Metro C+C entwickelt sich 
die Übernahme nach absolvierter Aus-
bildung positiv. »Bei uns gibt es seit 
neuestem eine Gesamtbetriebsverein-
barung, die die Übernahme von Auszu-
bildenden regelt«, erklärt Sven Scheller, 
Vorsitzender der GJAV bei Metro C+C. 
»Wir waren aktiv an den Verhandlungen 
beteiligt und sind zufrieden mit dem 
Ergebnis.« Wegen der erst vor kurzem 
abgeschlossenen Umstrukturierung des 
Großhandels-Unternehmens liegt die 
Übernahmequote mit 55 Prozent noch 
nicht auf dem erwünschten Niveau. Sven 
Scheller: »Inzwischen ist aber ein leich-
ter Aufwärtstrend zu spüren. Wir hoffen, 
bald das Etappenziel von 70 Prozent 

Übernahmen zu knacken.« Auch bei 
Kaufhof und real,-, die ebenfalls zum 
Metro-Konzern gehören, existieren mitt-
lerweile Gesamtbetriebsvereinbarungen 
zur Übernahme. Ikea hat ebenfalls eine 
Regelung. Allerdings werden die kon-
kreten Zahlen übernommener Azubis 
erst im September (nach Redaktions-
schluss) bekannt gegeben.

Demnächst wird sich dann auch zei-
gen, ob die Ausbildungsqualität inzwi-
schen gestiegen ist. Ende September 
erscheint die aktuelle Sonderauswertung 
des DGB-Ausbildungsreports für den 
Handel.� G u d r u n  Gi  e s e

Bundesfach
bereich tagt im 
April 2015
Der Vorstand des ver.di-Bundesfach-
bereichs hat die Termine für die 4. 
Ordentliche Bundesfachbereichskon-
ferenz Handel beschlossen, die im 
nächsten Jahr in Magdeburg stattfin-
den wird. Dort tagen in der Zeit vom 
20. bis zum 22. April 2015 die Fach-
bereichsfrauenkonferenz und eine 
Fachbereichsjugendversammlung so-
wie die Bundesfachgruppenkonfe-
renz Einzelhandel, die Bundesfach-
gruppenkonferenz Groß- und Au-
ßenhandel und die Bundesfachbe-
reichskonferenz Handel.
Im Mittelpunkt der Konferenzen steht 
einerseits ein Rückblick auf die in den 
letzten vier Jahren geleistete Arbeit. 
Andererseits beraten und beschlie-
ßen die Delegierten viele Anträge – 
auch zum ver.di-Bundeskongress, der 
im September 2015 stattfinden wird. 
Es findet die Wahl der ehrenamtli
chen Gremien für den Einzel-, Groß- 
und Außenhandel und für den Fach-
bereich Handel statt. 
Darüber hinaus werden die Fachbe-
reichsvertreter/innen für den Ge-
werkschaftsrat vorgeschlagen. Eben-
so steht die Wahl der Leiterin/des 
Leiters des Fachbereichs Handel bzw. 
ihre/seine Nominierung als Mitglied 
des ver.di-Bundesvorstandes auf der 
Tagesordnung. 

Antragsfrist und Delegiertenmelde-
schluss ist Freitag, der 6. Februar 2015.

Handel

ver.di  Handel NR. 3  |   September 2014Aktuell�S eite 4

bungen der vielfältigen Tätigkeiten 
weichen.
•	 Zusätzliche Qualifikationen müssen 
bewertet werden, ebenso psychische 
und andere Belastungsfaktoren am Ar-
beitsplatz.

»Unsere Arbeit ist wertvoll. Wir brauchen 
existenzsichernde Einkommen, um da-
von leben zu können«, brachte ein Kol-
lege von H&M die Diskussionen auf den 
Punkt. »Wir lehnen Prekarisierung ab 
und wollen gesunde Arbeitsbedingun-
gen. Um in diesem Sinn möglichst viel zu 
bewegen, brauchen wir Verhandlungs-
macht und das bedeutet mehr neue 
Mitglieder«, so eine Kollegin von Kauf-
land. Um weiteren »Stoff« für die Tarif-
bewegung zu sammeln und Input aus 
den Betrieben zu bekommen, hat der 
ver.di-Bundesfachbereich im Sommer 
eine breit angelegte Beschäftigten-Um-
frage im Einzelhandel gestartet. Sie wird 
im September ausgewertet. 

Tarifkonferenz im Oktober
wird Forderungen abstimmen

Auch diese Ergebnisse fließen in eine Ta
rif-Koordinierungskonferenz Ende Okto
ber ein. Dort werden die Delegierten aus 
den Tarifregionen gemeinsame Schwer-
punktforderungen an die Arbeitgeber 
aufstellen. Die Tarifverhandlungen haben 
bundesweit einheitliche Entgeltstufen 
zum Ziel. Über die Höhe soll auch in Zu
kunft regional verhandelt werden. In-
zwischen sind Schwerpunkt-Tarifgebie-
te festgelegt worden – wir berichteten 
ausführlich. In Bayern und Nordrhein-
Westfalen geht es um das Thema De-
mografie/Arbeitszeit. Mit einer neuen 
Entgeltstruktur befassen sich Baden-
Württemberg, Hamburg, Hessen sowie 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, 
Brandenburg und Berlin. Intensiv betei-
ligt werden jeweils auch die Tarifkom-
missionen, die nicht unmittelbar verhan-
deln.

Ein besonderes Thema gibt es in den 
Tarifverhandlungen für Berlin-Branden-
burger. Dort will ver.di auch erreichen, 
dass die Ost-West-Unterschiede entfal-
len. Die Messlatte ist das West-Niveau 
(siehe Beitrag rechts).� AHA 
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laubsgeld ist zehn Prozent (Ost-Berlin) 
bzw. 12,5 Prozent (Brandenburg) nied-
riger. Hinzu kommen die Nachteile bei 
Sozialleistungen und Rente. 

Schreiende Ungerechtigkeit

Da die Ausgaben für Nahrungsmittel, 
Busse und Bahnen, Benzin, Miete usw. 
gleich sind, resultiert aus all dem eine 
schreiende Ungerechtigkeit. Erst in die-
sem Januar – über 25 Jahre nach Mau-
erfall – hatten sich die Arbeitgeber ver-
pflichtet, mit ver.di bis zum 31. März 
2015 Regelungen zu finden, um das 
Weihnachts- und Urlaubsgeld anzuglei-
chen. Gleichzeitig sollen die Verhand-
lungen zur Weiterentwicklung der Ta-
rifverträge stattfinden (Stichworte: 
Entgeltstruktur und Demografie). 

ver.di will in der Region durch politi-
schen Druck in den Betrieben und in der 
Öffentlichkeit auf die Tarifunterschiede 
zwischen Ost und West aufmerksam 

Es ist fast unglaublich: Nur wenige 
Meter entfernt gelten in Berlin und 

Brandenburg noch immer unterschied-
liche Tarife: Eine Verkäuferin im Ostteil 
der Hauptstadt oder im angrenzenden 
Brandenburg hat erheblich weniger Ein-
kommen als eine im Westteil. Das will 
ver.di unbedingt ändern.

»Die Tarifmauer muss endlich weg, 
Angleichung jetzt!«, fordern die ver.di-
Tarifkommissionsmitglieder aus der Re-
gion zur Tarifrunde 2014. Deutsch-
land-weit geht es um neue Entgeltstruk-
turen und die tarifliche Begleitung des 
demografischen Wandels. In den östli-
chen Bundesländern hat auch die Ost-
West-Angleichung eine hervorgehobene 
Bedeutung. »Die Diskriminierung der 
Menschen im Osten muss aufhören«, 
betont Erika Ritter als für den Handel in 
Berlin und Brandenburg zuständige  
ver.di-Fachbereichsleiterin. 

 Die Auswirkungen der Tarifmauer sind 
beträchtlich: Die Wochenarbeitzeit der 
Ost-Berliner und Brandenburger Be-
schäftigten ist länger als die der 
West-Berliner. Sie bekommen fünf Pro-
zent weniger Weihnachtsgeld. Das Ur-

machen und Bewegung am Verhand-
lungstisch erzeugen. Wie notwendig 
dies ist, zeigen erste »Angebote« der 
Arbeitgeberseite: Sie wollen das Urlaubs-
geld im Osten Berlins erst angleichen, 
wenn eine neue Entgeltstruktur steht. 
Verhandeln zur Ost-West-Angleichung 

möchten sie nicht. Das Weihnachtsgeld 
soll für Ost-Berlin erst angeglichen wer-
den, wenn ver.di mehr Arbeitszeitflexi-
bilität zulässt. Von Brandenburg ist 
bisher bei ihnen noch gar keine Rede. 
Der Skandal setzt sich fort. Wie lange 
noch? � A n d r e a s  H a m a n n

� Foto: Hamann

Wird Übernahme bald 
kein Thema mehr sein?

D ie Frage »Fit oder fertig?« bewegt 
aufgrund des schnell zunehmenden 

Altersdurchschnitts in den Betrieben und 
in der Gesellschaft (Stichwort: »Demo-
grafischer Wandel«) in starkem Maße 
auch die Tarifparteien für den Einzel-
handel. Der Arbeitgeberverband HDE 
und die Gewerkschaft ver.di haben am 
9. Juli in Berlin auf einer gemeinsamen 
Branchen-Fachtagung über die alterns-
gerechte und gesundheitsförderliche 
Gestaltung von Arbeitsplätzen beraten 
und die Bedeutung von tarifpoliti-
schenThemen für »Demografie-Tarifver-
träge« hervorgehoben. Intensiv beteiligt 
waren auch ArbeitswissenschaftlerInnen 
und Vertreter der Politik.

Für Demografie-Tarifverträge 

Die Tagung ist Teil des vor zwei Jahren 
gestarteten Projekts »ZusammenWach-
sen – ArbeitGestalten«, das von der 
Gesellschaft für Gute Arbeit mbH wis-
senschaftlich geleitet und vom zustän-
digen Bundesministerium unter dem 
Dach der Initiative Neue Qualität der 
Arbeit (www.inqa.de) gefördert wird. 

Es werde immer wichtiger, »die Ar-
beitsplätze im Handel so zu gestalten, 

dass die Gesundheit erhalten und die 
Vereinbarkeit von Beruf und familiären 
Verpflichtungen ermöglicht wird«, sag-
te Stefanie Nutzenberger, ver.di-Bundes-
vorstandsmitglied für den Handel. Eine 
gesundheitsförderliche Arbeitszeitge-
staltung, die sich an Lebensphasen ori-
entiert, sollte in Demografie-Tarifverträ-
gen verbindlich geregelt werden. Meh-
rere ReferentInnen wiesen auf wachsen-

de psychische Belastungen hin; beispiels-
weise durch enormen Zeitdruck, zu 
hohe Flexibilität und mangelhafte Ar-
beitszeitplanung. Die gesetzlich vorge-
schriebene Gefährdungsbeurteilung sei 
ein gutes Instrument, um Verbesserun-
gen einzuleiten. Besonders wichtig sei 
es, dass die Beschäftigten ihre Erfahrun-
gen in die Gestaltung von guter Arbeit 
einbringen. Dies müsse mit tariflichen 

Regelungen flankiert werden. Ulrich 
Köster, Vorsitzender des tarifpolitischen 
Ausschusses beim HDE, begrüßte die 
intensive Beschäftigung mit der Frage, 
welches Instrumentarium den Sozial-
partnern auf betrieblicher und tariflicher 
Ebene zur Verfügung steht, um den 
demografischen Wandel zu bewältigen. 
»Wir sind gut beraten, hierbei unseren 
eigenen, auf die Branche zugeschnitte-
nen Weg zu finden.« 

Den Nutzen branchenspezifischer Ta-
rifvereinbarungen betonte Thorben Al-
brecht, Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales. Diese 
könnten einen wichtigen Beitrag bei der 
Entwicklung von »Guter Arbeit« leisten. 

Tatjana Fuchs wies als wissenschaft-
liche Leiterin von »ZusammenWachsen 
–ArbeitGestalten« auch auf die Bedeu-
tung einer Branchen- und Berufspolitik 
hin, die den Einzelhandel attraktiv für 
Nachwuchskräfte macht. Wie berichtet, 
haben der HDE und ver.di einen gemein-
samen »Beirat für den Einzelhandel« 
gegründet. In dem Projekt werden auch 
die Erfahrungen mit bisher abgeschlos-
senen Demografie-Tarifverträgen ande-
rer Branchen ausgewertet.�AHA  

www.zusammenwachsen-arbeitge-
stalten.de 

Besser fit als fertig

Noch steht die Tarifmauer ...

V e r h a n d l u n g s t h e m a :  A r b e i t s p l a t z g e s t a lt u n g  i m  Ei  n z e l h a n d e l
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Arbeitszeitplanung soll sich an unterschiedlichen Lebensphasen 
orientieren� Foto: Gustavo Alàbiso

Kundgebung in Berlin: Im Osten Deutschlands muss die Tarifmauer 
noch heruntergerissen werden � Foto: transit /  Chr. v. Polentz

DAS DEMOGRAFIE- UND TARIFPROJEKT

 ZusammenWachsen
ArbeitGestalten
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